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Anlässlich der geplanten Einrichtung eines „nach Henry Kis-
singer benannten Lehrstuhls für Diplomatie, Strategie und tran-
satlantische internationale Beziehungen“ in Bonn, der einen 
„Beitrag zur Verbreitung des außen- und sicherheitspolitischen 
Bewusstseins sowie zur Vertiefung des transatlantischen Verhält-
nisses“ leisten und zu fünf Sechsteln aus dem Verteidigungsetat 
finanziert werden soll, hat die Grünen-Bundestagsfraktion in 
einer auch ansonsten lesenswerten Kleinen Anfrage die Bun-
desregierung gefragt, welche weiteren Hochschulen in Deutsch-
land Drittmittel vom Bundesverteidigungsministerium erhalten. 
Die Bundesregierung nannte in ihrer Antwort (BT-Drucksache 
17/14706) daraufhin insgesamt 26 Hochschulen, von denen sich 
vier eigentlich mit sog. „Zivilklauseln“ in ihrer Grundordnung 
auf zivile Forschung festgelegt haben.

Die Mittel, die an die Universitäten fließen, stammen aus 
vier verschiedenen Haushaltstiteln des Verteidigungsministe-
riums. „Wehrtechnische Forschung und Technologie“ wird v.a. 
an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover finan-
ziert, gefolgt von der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 
der TU München, der Universität Rostock, der Universität zu 
Köln und sechs weiteren. Insgesamt 13 Hochschulen betreiben 
„wehrmedizinische, wehrpsychologische und sonstige militäri-
sche Forschung“, im größten Umfang die Ludwig-Maximilians-
Universität München, die TU Dresden und die Charite in Berlin, 
in kleinerem Umfang u.a. die Albert-Ludwigs-Universität Frei-
burg, die Eberhard Karls Universität Tübingen und die Friedrich-
Schiller-Universität Jena. Neben der Universität Kiel wird nur 
noch die TU München aus beiden Haushaltstiteln finanziert. 
Sowohl wehrmedizinische Forschung, als auch Forschung als 
„Entscheidungshilfe für Planung und Führung“ – so der dritte 
Haushaltsposten des BMVg, aus dem Drittmittel an Universitä-
ten fließen – werden an der Sporthochschule Köln vom Verteidi-
gungsministerium finanziert. Diese „Operations Research“ wird 
sonst nur wiederum an der Universität Hannover und in Leipzig 
betrieben. Der letzte genannte Haushaltstitel ist etwas Sperrig 
mit „Entwicklung und Erprobung auf den Gebieten des Sani-
tätsdienstes, des Verpflegungs- und Bekleidungswesens sowie der 
Unterkunft und des Bauwesens“ überschrieben. Entsprechende 
Forschung wird an der Technischen Universität Kaiserslautern, 
der Georg-August-Universität Göttingen und der Universität 
Konstanz betrieben.

Im vom Bundestag beschlossenen Haushalt für das Jahr 2013 
werden die Ziele der geförderten Forschung näher definiert. 
So kann die wehrtechnische Forschung der „Gewinnung neuer 
Erkenntnisse in technischen Themenbereichen von militärischem 
Interesse“, der „Schaffung der technologischen Voraussetzungen 
für künftige militärische Anwendungen“, der „Erarbeitung von 
technischen Lösungsalternativen zur Schließung von Fähigkeits-
lücken” oder aber – deutlich allgemeiner gehalten – Ausgaben für 
„Kommunikation und Informationsverarbeitung“ umfassen. Die 
wehrmedizinische Forschung darf sich auch auf Forschungen in 
der Pharmazie, der Veterinärmedizin und der Psychologie erstrec-
ken, Voraussetzung ist aber stets, dass an ihnen „ein überwiegend 
militärisches Interesse besteht“.

Das wirft v.a. hinsichtlich derje-
nigen Hochschulen Fragen auf, die 
sich mit unterschiedlich formulierten 
Zivilklauseln eigentlich verpflichtet 
haben, keine militärische Forschung 
zu betreiben. So hat der Senat der 
Universität Tübingen im Januar 2010 
beschlossen, folgende Formulierung 
in die Präambel ihrer Grundordnung 

aufzunehmen: „Lehre, Forschung und Studium an der Universi-
tät sollen friedlichen Zwecken dienen, das Zusammenleben der 
Völker bereichern und im Bewusstsein der Erhaltung der natür-
lichen Lebensgrundlagen erfolgen.“ Durch die Kleine Anfrage 
zur Kissinger-Professur wurde nun aber öffentlich, dass die Uni-
versität Tübingen im Haushaltsjahr 2013 noch 66.000 Euro für 
wehrmedizinische Forschung vom Bundesverteidigungsministe-
rium erhalten sollte, an der dementsprechend ein „überwiegend 
militärisches Interesse“ bestehen muss. Zwar wurde u.a. wegen 
der in zeitlicher Nähe zur Formulierung der Tübinger Zivilklausel 
erfolgten Berufung des militär- und regierungsnahen Diplomaten 
Wolfgang Ischinger und einem von einer Bundeswehrangehöri-
gen gehaltenen Seminar zu Ethnologie beim Militär von Kritikern 
von Anfang an davon ausgegangen, dass es sich bei dieser Klausel 
eher um ein Feigenblatt – u.a. für die in Tübingen umfangreich 
betriebene Forschung zu Künstlicher Intelligenz und Drohnen 
– handele. Während bei dieser Forschung und Lehre jedoch ein 
„überwiegendes militärisches Interesse” nicht eindeutig festzustel-
len ist, wird es der wehrmedizinischen Forschung in Tübingen im 
vom Bundestag verabschiedeten Haushalt schwarz auf weiß atte-
stiert. Wie dieses „überwiegend militärische Interesse” mit der in 
der Grundordnung erfolgten Festlegung auf „friedliche Zwecken” 
in Einklang zu bringen sein sollte, dies wird nun das Rektorat 
begründen müssen. Wie immer diese Begründung ausfallen mag 
– das Rektorat könnte sich etwa der von Ischinger häufig vorge-
brachten Auffassung anschließen, dass gerade Kriege in Form von 
„Friedenseinsätzen” selbst friedlichen Zwecken dienen: sie droht 
die Zivilklausel endgültig jeder Substanz zu berauben – in Tübin-
gen und darüber hinaus.

Denn ähnliche Probleme ergeben sich in Rostock, Göttingen 
und Konstanz, wo ebenfalls mit Drittmitteln aus dem Verteidi-
gungsministerium geforscht wird, obwohl die betreffenden Uni-
versitäten Zivilklauseln haben. Die Universität Rostock etwa hat 
seit 2011 einen mit Tübingen fast wortgleichen Passus, betreibt 
aber trotz der Festlegung auf friedliche Zwecke Forschung, die 
aus dem Haushaltstitel für „wehrtechnische Forschung und Tech-
nologie” finanziert wird.

Forschung in „überwiegend 
militärischem Interesse“ trotz 
Zivilklausel?
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TU Dortmund - Beschluss des Senats von 1991:
„Der Senat der Universität Dortmund erklärt im Sinne einer 
Selbstverpflichtung, dass die Forschung an der Universität 
Dortmund ausschließlich zivilen Zwecken dient und auch 
zukünftig keine Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
durchgeführt werden, die erkennbar militärischen Zwecken 
dienen sollen.“
Klausel im Mustervertrag für Forschungs- und Entwicklungsvor-
haben: „Der Auftraggeber verpflichtet sich, die an der 
Universität Dortmund im Rahmen des Vorhabens entstandenen 
Forschungsergebnisse ausschließlich für zivile Zwecke zu 
nutzen.“

Universität Bremen - Beschluss des Akademischen Senats von 1986:
„Der Akademische Senat lehnt jede Beteiligung an Wissenschaft und 
Forschung mit militärischer Nutzung bzw. Zielsetzung ab und fordert 
die Mitglieder der Universität auf, Forschungsthemen und -mittel 
abzulehnen, die Rüstungszwecken dienen können.“

TU Ilmenau - Beschluss des Akademischen Senats von 2010, im 
Leitbild festgeschrieben:
„Grundlagen einer verantwortungsbewussten Lehre, Forschung und 
Entwicklung sind die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte und 
das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, Autonomie und 
Selbstregulierungsfähigkeit der Universität sowie die friedliche, zivile 
Nutzung wissenschaftlicher Erkenntnisse und die nachhaltige 
Bewahrung der menschlichen Lebensgrundlagen.“

Uni Tübingen - 2010 in der Präambel der 
Grundordnung festgeschrieben:
„Lehre, Forschung und Studium an der 
Universität sollen friedlichen Zwecken 
dienen, das Zusammenleben der Völker 
bereichern und im Bewusstsein der 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundla-
gen erfolgen.“

Uni Rostock - 2011 in der Grundordnung festgeschrieben:
„Lehre, Forschung und Studium an der Universität sollen friedlichen 
Zwecken dienen, das Zusammenleben der Völker bereichern und im 
Bewusstsein der Nachhaltigkeit bei der Nutzung der endlichen natürlichen 
Ressourcen erfolgen.“

Uni Göttingen - Beschluss des Senats von Februar 2013:
„1. Die Universität bekennt sich zum Frieden und zur Gerechtigkeit in der 
Welt. Die Universität und die in ihr tätigen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler sind bestrebt, durch Forschung und Lehre dem Frieden 
der Welt zu dienen. Sie sind bei ihrem Handeln in Verantwortung für die 
Gesellschaft den der Wissenschaft immanenten ethischen Grundsätzen 
verpflichtet.
2. Der Senat wird die Zivilklausel in geeigneter Weise im Leitbild der 
Universität verankern.
3. Präsidium und Vorstand werden aufgefordert, durch geeignete 
organisatorische Vorkehrungen dafür zu sorgen, dass ihnen gegenüber 
Forschungsvorhaben mit erkennbar militärischem Zweck angezeigt 
werden. Hierüber ist einmal im Jahr in geeigneter Weise im Senat zu 
berichten.“

Uni Konstanz - Beschluss des Großen Senats von 1991:
„Auch der Wissenschaft und Forschung kommt im Hinblick auf die angehäuften 
Waffenpotentiale in unserer Zeit eine immer größere Verantwortung zu. Der Große 
Senat der Universität Konstanz erklärt hierzu, dass Forschung für Rüstungszwecke, 
insbesondere zur Erzeugung von Massenvernichtungswaffen an der Universität 
Konstanz keinen Platz hat und auch in Zukunft keinen Platz haben wird.“
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